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bringen, erwies sich schwierig, ja letztlich als unmöglich“, urteilt ein ehemali-
ger KSZE-Diplomat der DDR.

2.1.3 Handlungsspielräume der SED/DDR gegenüber der UdSSR

Nach Kriegsende war die sowjetische Siegermacht sowohl propagandistisch
als auch in diplomatischen Initiativen bestrebt, gegenüber Deutschland und
den Deutschen als Verfechter der nationalstaatlichen Einheit aufzutreten.
Gleichzeitig jedoch begann sie in ihrer Besatzungszone sehr bald gesellschaft-
lich und politisch „vollendete Tatsachen“ zu schaffen, die die Glaubwürdigkeit
ihres Eintretens für die deutsche Einheit und die Attraktivität ihrer entspre-
chenden Angebote zumindest in Westdeutschland zunichte machten. – Wie ist
die nach außen offensichtliche Doppelgleisigkeit oder Doppelbödigkeit dieser
Politik zu erklären? Die Frage ist von mehr als bloß historischem Interesse, da
ihre Klärung darüber Auskunft verspricht, auf welche internationalen und na-
tionalen Faktoren die langwährende deutsche Teilung zurückgeht. Somit ist sie
zentral für die Aufarbeitung der Nachkriegsgeschichte im vereinten Deutsch-
land.

Nach der Öffnung der SED-Akten und nachdem Anfang der neunziger Jahre
wenigstens ein Teil der sowjetischen Akten von Historikern eingesehen wer-
den konnte, läßt sich sagen, daß bestimmte Einzelfragen inzwischen geklärt
werden konnten, die Grundfrage jedoch, die nach der Konzeption der sowjeti-
schen Deutschlandpolitik unter Stalin, weiterhin keine schlüssige Antwort fin-
det, es sei denn, man attestierte ihr eine inhärente Widersprüchlichkeit, gebo-
ren aus Illusionen, Wunschdenken und Fehlkalkulationen. Anhand der Frage,
welche Handlungsspielräume der KPD/SED gegenüber der sowjetischen Be-
satzungsmacht bei wichtigen Entscheidungen zu Gebote stand, können den-
noch einige Erkenntnisse gewonnen werden.

Das rund 500 Personen umfassende Funktionärskorps deutscher Kommuni-
sten, auf das sich die Sowjetische Militäradministration (SMAD) 1945 stützen
konnte, war auf die unumstößliche Autorität der KPdSU und ihres Führers
Stalin eingeschworen. Das Unterstellungsverhältnis war ein doppeltes: es war
kommunistisch „parteilich“ und „internationalistisch“, und es war auf die Do-
minanz der Siegermacht über die Besiegten gegründet. Frühzeitig setzten
Maßnahmen zur radikalen Umgestaltung der politischen und sozialökonomi-
schen Strukturen in der SBZ/DDR ein, die in den ersten Nachkriegsjahren –
etwa von 1945 bis 1949 – als „antifaschistisch-demokratische Umwälzung“
gerechtfertigt wurden, vielfach im Rückgriff auf alliierte Beschlüsse wie das
„Potsdamer Abkommen“ und der dort eingegangenen Verpflichtungen, „bei
der Festigung der demokratischen Ordnung in Deutschland“ mitzuhelfen, und
die allerdings schon bald, zumal in den Jahren 1950 bis 1953, zu einer „sozia-
listischen Ordnung“ vorangetrieben wurden. Namentlich kam dies in den Be-
schlüssen der 2. Parteikonferenz der SED 1952 über den „Aufbau der Grund-
lagen des Sozialismus“ zum Ausdruck. Während in der ersten Nachkriegszeit
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die grundlegenden Veränderungen in Staat und Gesellschaft kraft unmittelba-
rer Besatzungsgewalt, durch Befehle der Sowjetischen Militäradministration in
Deutschland (SMAD), durchgesetzt wurden – wenn auch mit tatkräftiger Un-
terstützung der deutschen Kommunisten –, beschränkte sich die sowjetische
Okkupationsmacht später formell auf Empfehlungen und Ratschläge an die
„deutschen Freunde“, die diese in entsprechende Maßnahmen umsetzten. In
etlichen Fällen wurden die deutschen Helfer von sowjetischen Entscheidungen
überrascht, so bei dem frühen Termin der Wiederzulassung politischer Partei-
en, der Bodenreform ab Herbst 1945 und der Fusion von KPD und SPD (April
1946), standen sie doch der zuvor ausgegebenen Linie entgegen. Hier zeigte
sich bereits das Grundproblem der sowjetischen Politik, das die KPD/SED bis
in die Mitte der fünfziger Jahre begleiten sollte: das Schwanken zwischen tei-
lungsförderlichen, die SBZ separierenden Maßnahmen einerseits und die ge-
samtdeutsche Option offenhaltenden bzw. offenhalten sollenden Vorstößen
andererseits.

So zielte die frühe Wiederzulassung der politischen Parteien in der SBZ darauf
ab, die dortigen Verhältnisse für die anderen Besatzungszonen möglichst zügig
als Vorbild vorzuprägen. In dem ab Oktober 1945 erkennbaren und dann mit
Macht betriebenen sowjetischen Sinneswandel zur Vereinigung von KPD und
SPD lassen sich sogar beide Elemente auffinden: das Bestreben, der drohenden
Majorisierung der KPD durch die SPD in der SBZ zuvorzukommen, und die
Option, die vereinigte Partei auch im Westen zu installieren und im Sinne der
sowjetischen Ziele wirken zu lassen. Als Stalin Anfang 1947 erwog, die SPD
in der SBZ wieder zuzulassen, um die Westalliierten für die Zulassung der
SED in den Westzonen zu gewinnen, widersprach ihm die SED-Führung. Das
Risiko, zusammen mit der SMAD in der SBZ die Dinge in der Hand behalten
zu können, erschien ihr zu groß. Für die Möglichkeit verstärkter Wirksamkeit
in den Westzonen wollte sie ihre inzwischen erreichte Machtposition in der
SBZ nicht gefährden, zumal sie befürchten mußte, daß sie, wenn es zu Schwie-
rigkeiten käme, dafür von sowjetischer Seite verantwortlich gemacht werde; so
war es ihr noch im Jahre zuvor nach dem für sie ungünstigen Ausgang der
Herbstwahlen ergangen, die von der zuständigen Abteilung der SMAD ange-
setzt und unter Einfluß fragwürdiger Mittel massiv beeinflußt worden waren.
Umgekehrt, gegen die gesamtdeutsche Option, operierte die SMAD im Vor-
feld der Münchener Ministerpräsidentenkonferenz vom Juni 1947. Sie emp-
fahl, sekundiert von Ulbricht, erst die Ablehnung, dann die Hintertreibung der
Einladung des bayerischen Ministerpräsidenten Hans Ehard, was aber zunächst
an den ehemaligen Sozialdemokraten in der SED-Führung bzw. an dem der
LDP angehörenden Ministerpräsidenten von Sachsen-Anhalt Erhard Hübener
scheiterte. Schließlich setzte sich die SMAD aber doch durch, indem man sich
auf den „Kompromiß“ einigte, daß die Ostzonenvertreter an der Münchener
Konferenz teilnehmen sollten, um sie zum Scheitern zu bringen (wozu aller-
dings auch westdeutsche Teilnehmer tendierten). Ihrem Bedürfnis nach größe-
rer Übersichtlichkeit und effektiverer Lenkung der deutschen Verwaltungsap-
parate in der SBZ entsprach die Besatzungsmacht wiederum mit deren Zentra-
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lisierung in der Deutschen Verwaltung des Innern und der Deutschen Wirt-
schaftskommission – zugleich weitere Schritte auf dem Weg in die DDR-
Staatsgründung 1949. Als diese erfolgte, waren die personellen und struktu-
rellen Grundlagen für das zukünftige Ministerium für Staatssicherheit bereits
gelegt sowie kasernierte Grenzpolizeieinheiten und Polizei-„Bereitschaften“
auf sowjetischen Befehl aufgebaut. Kontraproduktiv zu den Einheitsparolen
und diesen zum Trotz hatte die Sowjetunion eine faktische Politik expansiver
Machtabsicherung betrieben.

Für die Außenwelt besonders nachdrücklich präsentiert sich die Ambivalenz
der sowjetischen Deutschlandpolitik in der Note Moskaus an die Westmächte
vom 10. März 1952, der bis zum Sommer, jeweils in Antwort auf westliche
Gegennoten, drei weitere Noten folgten. Die Materialien dieser und der En-
quete-Kommission der 12. Wahlperiode verdeutlichen eine anhaltende wissen-
schaftliche Diskussion. Aufgrund ihrer jeweils nur partiellen Einblicke in so-
wjetische Akten zur Vorgeschichte der Note sind die mit der Frage befaßten
Historiker bisher nur teilweise zu Übereinstimmungen gelangt. Die Kontrover-
se über die „Ernsthaftigkeit“ der sowjetischen Initiative ist daher noch nicht
beigelegt, sie hat sich lediglich in den Einzelfragen verschoben. Wie ist es zu
verstehen, daß sich die Sowjetunion darin bereit erklärte, „die Entwicklung
Deutschlands zu einem einheitlichen, unabhängigen, demokratischen und
friedliebenden Staat zu fördern“? Was hieß es, daß in der folgenden Note vom
9. April 1952 von einer „unverzüglichen“ Vereinigung Deutschlands, gesamt-
deutschen Regierungsbildung und Erörterung der Durchführung „freier Wah-
len“ durch die vier Besatzungsmächte die Rede war? Richtete sich das sowjeti-
sche Verlangen, das vereinigte Deutschland (dem nach vorangegangener inten-
siver Kampagne gegen die „Remilitarisierung“ der Bundesrepublik überra-
schenderweise „nationale Streitkräfte“ zugebilligt wurden) dürfe nicht in Ko-
alitionen oder Militärbündnisse einbezogen werden, nur gegen militärische
Formen der Westintegration? Dabei war zu bedenken, daß die verwendeten
Begriffe – insbesondere „demokratisch“ und „friedliebend“ – in der marxi-
stisch-leninistischen Terminologie eine andere, teilweise entgegengesetzte Be-
deutung haben als die im Westen geläufige. Es reicht freilich nicht aus, dies
generell festzustellen, um daraus Schlußfolgerungen für die Deutung der so-
wjetischen Noteninitiative vom Frühjahr 1952 zu ziehen. Die dahinter stehen-
de Motivation bedarf vielmehr der Klärung anhand konkretisierender interner
Stellungnahmen von Personen, die an den damaligen Entscheidungen in Mos-
kau unmittelbar beteiligt waren. Hierzu erforderliche Nachweise konnten bis-
her nicht erbracht werden. Die inneren Widersprüche, die sich mit den sowjeti-
schen Noten zu verbinden scheinen, sind nach der Ansicht einiger um Ver-
mittlung bemühter Autoren durch ein Gegeneinander widerstreitender Tenden-
zen in der sowjetischen Außen- und Deutschlandpolitik zu erklären. Dies
könnte die Vermutung einschließen, daß Stalin entweder die Dinge nicht mehr
fest in der Hand gehabt habe bzw. er in seiner Position selbst schwankend ge-
wesen sei oder daß er diese Angelegenheit in wesentlichen Punkten anderen
überlassen hätte. Auch dieser Fragenkomplex bedarf noch näherer Klärung auf
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der Basis interner sowjetischer Quellen. Zu denken gibt ferner der Inhalt der
Gespräche, die die SED-Führung bereits Anfang April 1952, unmittelbar vor
Absendung der zweiten Note, mit Stalin in Moskau führte. Stalin, der nach
derzeitiger Aktenkenntnis mit dem Notenentwurf erst im Januar 1952 zum er-
sten Mal befaßt wurde, gab sich überzeugt, daß das Angebot abgelehnt werde,
und riet der SED-Führung, „ihren eigenen Staat zu organisieren“, Streitkräfte
aufzubauen, die Grenze stärker abzuriegeln und mit eigenen Kräften zu schüt-
zen. Diese „Weisungen“ befolgte die SED in den nächsten Monaten bis ins
einzelne, sie dürften ihr aus Gründen der eigenen Existenzsicherung nicht un-
willkommen gewesen sein. Mit dem Aufbau der Sperranlagen an den Grenzen
der DDR zur Bundesrepublik wurde am 26. Mai 1952 begonnen, die Grenzpo-
lizei wurde im Einvernehmen mit der Sowjetischen Kontrollkommission dem
MfS zugeordnet. In der DDR setzte eine Kampagne für die „Verteidigung der
Heimat“ und die Aufstellung „nationaler Streitkräfte“ ein, die in dem Beschluß
der zweiten Parteikonferenz Anfang Juli 1952 zur „Schaffung bewaffneter
Streitkräfte“ gipfelte. Dieselbe Konferenz beschloß den „Aufbau der Grundla-
gen des Sozialismus“, womit die Entwicklung in der DDR die besatzungs-
rechtliche Rechtfertigungsbasis verließ. Dies alles gibt zu Vermutungen Anlaß,
die aber nicht näher bewiesen werden können. Ins Auge fällt wiederum die
Nähe zwischen gesamtdeutschem Angebot und Ausbau der DDR. De facto
vollzog sich der Beschluß zum Aufbau der Grundlagen des Sozialismus vor
dem Hintergrund des Notenaustauschs, wobei insbesondere die Parallele zwi-
schen der angebotenen Wiederbewaffnung Gesamtdeutschlands und der Auf-
stellung „nationaler Streitkräfte“ in der DDR auffällt. Die zeitliche Nähe ist
zwar dazu angetan, letztere als Reaktion auf die Ablehnung erscheinen zu las-
sen, bemerkenswert ist jedoch deren faktische und folgenreiche Vorwegnahme
in den „Ratschlägen“ Stalins an die SED-Führung. Als sicher kann gelten, daß
die SED, wenn sie denn nicht in die Entstehung und Absicht der sowjetischen
Note eingeweiht war – was sowohl behauptet wie bestritten wird –, zumindest
nach dem Gespräch mit Stalin Anfang April 1952 nicht mehr sonderlich beun-
ruhigt zu sein brauchte, die Sowjetunion könne versucht sein, die SED-Macht-
stellung in der DDR und damit diese selbst preiszugeben.

Unzweifelhaft ist, daß die sowjetische Besatzungsmacht schon wenige Monate
nach Kriegsende begann, die politischen und gesellschaftlichen Zustände in
ihrer Zone nach ihren Vorstellungen von „Demokratie“ und „Antifaschismus“
umzuformen und diese dadurch von den anderen Zonen sei es als Vorbild, sei
es als separierte Einflußbasis abzusondern. Die gesamtdeutsche Option betrieb
sie demgegenüber nur halbherzig, unfähig zu Kompromissen und Zugeständ-
nissen und unwillig, Risiken einzugehen. Eine diesen Merkmalen analoge
Verhaltensweise legte sie bei den von ihr verursachten Berlin-Krisen an den
Tag. Bis heute ist nicht geklärt, was sie mit der Verhängung der Berlin-Blok-
kade 1948 bezweckte: die Vertreibung der Westalliierten aus Berlin, um im
Hinblick auf die erwarteten Staatengründungen zu einer Arrondierung des ei-
genen Herrschaftsbereichs in Deutschland zu gelangen, oder die Erzwingung
von koordinierten Schritten der Besatzungsmächte im Sinne der gesamtdeut-
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schen Option. Dieselbe Uneindeutigkeit wiederholte sich bei der zweiten Ber-
lin-Krise 1958–61. Sollte die Aufwertung der DDR erreicht werden, oder
sollten die Westmächte, insbesondere die USA, zu sicherheits- und rüstungs-
relevanter Kooperation genötigt werden, wobei Berlin nur der Hebel war? Für
die letztere Deutung sprechen, daß Ost-Berlin an der Abfassung der Einlei-
tungsnote vom November 1958 nicht beteiligt wurde und Chruschtschow im
weiteren Verlauf der Krise seine eigenen Ultimaten nicht ernstnahm. In beiden
Fällen, falls Kooperation – 1948 im Sinne der gesamtdeutschen Option, 1958
im Sinne von Koexistenzpolitik – beabsichtigt war, muß die Methode befrem-
den, Kooperationswilligkeit auf der Gegenseite durch Druck und Erpressung
erzielen zu wollen. Eine Vorabkalkulation im Hinblick auf die Folgen der
Methode scheint unterblieben zu sein, ein Fehler, der sich insofern als gravie-
rend herausstellte, als Druck und Erpressung auf westlicher Seite Wider-
standswillen und -kräfte mobilisierten, die den sowjetischen Zielen den Weg
verlegten. Bei der zweiten Berlin-Krise kam hinzu, daß die sowjetischen Dro-
hungen im Verein mit inneren Entwicklungen der DDR (Kollektivierung der
Landwirtschaft) diese in eine innere Krise stürzten, der im August 1961 mit
dem Bau der Berliner Mauer abgeholfen wurde.

Für die DDR endete die zweite Berlin-Krise 1964 nicht mit einem – wie von
Chruschtschow angedroht – Friedensvertrag, der die sowjetischen Vorbehalts-
rechte abgelöst hätte, sondern mit einem ersten Freundschaftsvertrag mit der
Sowjetunion. Er ließ zwar die sowjetischen Vorbehaltsrechte unangetastet, be-
scherte der DDR aber eine sowjetische Existenzgarantie. Damit war ein langer
Weg aus dem Status der Besatzungszone zu dem eines Mitglieds der sozialisti-
schen Staatengemeinschaft zurückgelegt. Die Führer der Sowjetunion, die ei-
nen mehr, die anderen weniger, mochten in den vierziger und frühen fünfziger
Jahren die Herausbildung eines eigenen Klientelstaates auf deutschem Boden
als zweitbeste Lösung angesehen haben. Gleichzeitig aber hatten sie ungedul-
dig und geradezu zwanghaft in ihrer Besatzungszone gesellschaftliche und po-
litische Zustände eingeführt bzw. einführen lassen, die sie lange vor der
Staatsgründung und danach notwendigerweise mehr und mehr an diese Lösung
banden und ihre Dispositionsmacht de facto einschränkten. Möglicherweise
haben sie die Konsequenzen ihres Handelns nicht einsehen wollen oder kön-
nen, ihren deutschen Helfern und Bundesgenossen blieben sie nicht verborgen.
Unter dem Schirm der Einheitsparolen betrieben sie aus Interesse und Über-
zeugung die Sowjetisierung der SBZ/DDR, im Vertrauen darauf, daß der so-
wjetischen Vormacht ungeachtet gelegentlicher Anwandlungen (zuletzt 1953)
der Spatz in der Hand allemal lieber sei als die Taube auf dem Dach.

So entstand ein Verhältnis gegenseitiger Angewiesenheit zwischen der Sie-
germacht und ihren politisch-ideologischen deutschen Freunden, das im Kern
bis zum Ende der SED-Herrschaft anhielt. Die schwächere Seite, die SED,
wußte, was sie dem sowjetischen Protektor schuldig war und gerierte sich
später, in den sechziger und siebziger Jahren, gern als dessen Juniorpartner ge-
genüber anderen „Bruderstaaten“. Ihre Schwäche jedoch wußte sie auch als
Vorteil auszunutzen, um von Moskau, insbesondere nach den Krisen von 1953
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und Anfang der sechziger Jahre, Vergünstigungen zu erwirken. Immerhin ver-
ankerte die DDR im Zuge der Verfassungsrevision von 1974 in Artikel 6 das
Bekenntnis in ihrer Verfassung, „für immer und unwiderruflich mit der Union
der Sozialistischen Sowjetrepubliken verbündet“ zu sein. Allem Anschein nach
haben die Entspannungspolitik und ihre Umsetzung in die innerdeutsche Ver-
tragspolitik später zu einem Zwiespalt im Verhältnis der DDR zur Sowjetunion
geführt, ablesbar an der Entmachtung Ulbrichts zu Beginn der siebziger Jahre
und dem öffentlich ausgetragenen Konflikt um die innerdeutsche Interessen-
politik der DDR unter Honecker um die Mitte der achtziger Jahre. Die UdSSR
selber hatte diese Politik inauguriert, die der DDR die lange ersehnte interna-
tionale Anerkennung und zur Bundesrepublik ein „geregeltes Nebeneinander“,
wenn auch unterhalb der Schwelle der völkerrechtlichen Anerkennung, ver-
schaffte. Kaum daß es installiert war, wurde das innerdeutsche Verhältnis zur
Quelle nie mehr erlahmenden sowjetischen Mißtrauens gegenüber der SED-
Führung. Es wuchs ab der zweiten Hälfte der siebziger Jahre in dem Maße, wie
die sowjetische Fähigkeit zur wirtschaftlichen Unterstützung der DDR wie der
anderen „Bruderstaaten“ nachließ, was wiederum die DDR nötigte, mehr und
mehr in ein Sonderverhältnis zur Bundesrepublik hineinzugleiten, mochte sie
es auch nach außen unter dem Schirm der mit der Sowjetunion gemeinsamen
„Friedenspolitik“ verbergen. Zerrüttet wurde das bilaterale Verhältnis voll-
ends, als die Sowjetunion unter Gorbatschow dazu überging, es der DDR in
puncto Interessenpolitik gegenüber dem Westen gleichzutun. Damit endete ei-
ne Beziehung, die nie „organisch“ werden konnte, da sie beide Seiten im
Grunde überforderte. Krankte der SED-Staat an einem unheilbaren Legitimi-
tätsdefizit, so erwies sich die Sowjetunion als außerstande, unter den Prämis-
sen des Ost-West-Konflikts, der die Systemauseinandersetzung einschloß, die
ihr nach dem Zweiten Weltkrieg zugefallene Einflußzone zu stabilisieren und
in ihrer europäischen Maßstäben genügenden Entwicklung befriedigend zu
fördern.

2.2 Politische Repression in der DDR

2.2.1 Politische Verfolgung als Systemelement der SED-Diktatur

„Der SED-Staat war eine Diktatur. Er war dies nicht durch Fehlentwicklung
oder individuellen Machtmißbrauch – der kam im einzelnen hinzu –, sondern
von seinen historischen und ideologischen Grundlagen her.“ Diese Feststellung
im Entschließungsantrag der Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 16. Juni 1994 trifft auch auf die politische
Verfolgung durch die DDR zu, die als eine „ideologisch motivierte Verfol-
gung“ (Expertise Bouvier) zu begreifen ist. Sie war konstitutiver Bestandteil
eines Herrschaftssystems, das auf Repression zur Sicherung seiner Macht und
seines Monopolanspruchs nicht verzichten konnte. Jede Untersuchung der Fra-
ge, wie sich die Unterdrückungsmaßnahmen im einzelnen gestalteten, hat zu


